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DIE AUSGANGSLAGE Was  benötigen 
Menschen nach einem Konflikt am 
dringendsten, damit sie wieder Zu-
kunftsperspektiven haben? Die Ant-
wort der multilateralen Organisati-
onen: Sicherheit, Gerechtigkeit und 
Arbeit sind Voraussetzungen für 
einen Wiederaufbau.

Ein Land kann aus vielfältigen Grün-
den in eine Krise geraten. Konflikte 
können ebenso Auslöser sein wie Ge-
walt, schwache Institutionen oder 
Naturkatastrophen, wobei die häufig 
enorme Armut verschärfend wirkt. 
Diese Faktoren verstärken sich gegen-
seitig, und die Bevölkerung zahlt den 
Preis in Form von Gewalt, Unsicher-
heit und dem Zusammenbruch des 
Gesundheits- und Bildungswesens. 
Laut dem Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) sind die 
«ärmsten Länder weitaus am häufigs-
ten von Konflikten und Naturkatast-
rophen betroffen». Gleichzeitig haben 
sie am wenigsten Mittel, um einen 
Ausweg aus der Krise zu finden. Des-
halb ist der Übergang zwischen Not-
hilfe und Entwicklungshilfe wichtig.

Recht und Sicherheit
Die Wiederherstellung des Rechts-
staats ist für die UNO der erste Schritt 
zum Frieden nach der Nothilfe. An-
dernfalls stürzt ein Land unweiger-
lich immer wieder in eine Krise. Das 
UNDP hat daher ein globales Pro-
gramm für Recht und Sicherheit ins 
Leben gerufen. Teil des Auftrags ist es, 
die «lokalen und nationalen Kapazi-
täten zu stärken» und so Konflikte zu 

verhindern, deren Folgen einzudäm-
men und nach Kriegen oder Naturka-
tastrophen die Lage zu stabilisieren.

Die erste Programmphase umfasste 
rund 20 Länder und lief von 2008 bis 
2011. Das UNDP wurde so zu einem der 
wichtigsten Leistungserbringer des 
UNO-Systems in den Bereichen Recht 
und Sicherheit. Die zweite Phase dau-
ert bis 2015. Die Schwerpunkte in den 
25 Ländern sind die Sicherheit, na-
mentlich der Frauen, der Zugang zu 
Gerichten, die Justiz in Transitions-
prozessen sowie wirtschaftliche und 
soziale Rechte. Geleitet wird das Pro-
gramm vom UNDP-Büro für Krisen-
prävention und Wiederaufbau (Bureau 

Politische Versammlung in Nepal mit der Forderung nach regionaler Selbstverwaltung. 
Biratnagar, 19. Januar 2008. Fotografie UNO/Agnieszka Mikulska

Koordination ist gefragt

Der Rechtsstaat als Fundament

for Crisis Prevention and Recovery, 
BCPR), das auf diesen Bereich speziali-
siert ist. In der Demokratischen Repu-
blik Kongo unterstützte das Büro die 
Einrichtung mobiler Gerichte und bot 
Rechtsberatung an. In der Folge wur-
den 30 Personen verurteilt, 20 davon 
wegen sexueller oder geschlechterspe-
zifischer Gewalt.

Im UNDP besteht der Auftrag des 
BCPR darin, die Auswirkungen von 
Konflikten oder Naturkatastrophen 
abzufedern, den Wiederaufbau zu un-
terstützen, Frauen zu schützen und 
die Grundlagen für einen nachhalti-
gen Frieden zu schaffen. In Nepal ge-
währte das Büro ehemaligen Kämp-
fern Kleinkredite, mit denen sie nach 
einer Ausbildung Kleinstunterneh-
men gründen konnten. In El Salva-
dor bewirkte das BCPR in gewissen 
Gemeinden einen Rückgang der be-
waffneten Gewalt um über 40%. Die 
Schweiz gehört zu den zehn grössten 
Gebern des BCPR.

Seit 2004 versucht die UNO, bei den 
Themen Konfliktprävention, Rechts-
staatlichkeit und Wiederaufbau in den 
Transitionsländern einen einheitli-
chen, koordinierten Ansatz zu ver-
folgen, dies nicht zuletzt, weil sich 
die Tätigkeiten überschneiden. UN 
Women zum Beispiel kümmert sich 
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Fragile Staaten

«Es braucht mindestens eine 
Generation, bis ein fragiles 
Land den Aufstieg schafft»

INTERVIEW Joel Hellman, pro-
movierter Politikwissenschaft-
ler der Universität Columbia 
(New York) und ehemaliger 
Wirtschaftsberater der Europä-
ischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (EBWE), leitet 
das Zentrum für Konflikte, Si-
cherheit und Entwicklung (Cen-
ter on Conflict, Security and De-
velopment, CCSD) der Weltbank 
in Nairobi und Washington seit 
dessen Gründung im Februar 
2012. Mit einem Team von 42 
Personen, davon 28 in Nairobi, 
bietet er fragilen und konflikt-
betroffenen Ländern «massge-
schneiderte» Unterstützung an. 
Er vertritt mit viel Energie und 
Begeisterung eine Politik, die 
eine Brücke schlägt zwischen 
schnellem Eingreifen und ge-
duldiger Entwicklungsarbeit.

Welche Bilanz ziehen Sie zwei Jahre 
nach der Eröffnung des CCSD in 
Nairobi? 
Wir verfolgen einen ganz neuen 
Ansatz: Konkret sind wir durch 
unsere Arbeit in Nairobi, im 
«geografischen Zentrum der 
Welt», örtlich und zeitlich viel 
näher zu allem: Näher bei den 
vielen Ländern, um die wir uns 
kümmern, und bei unseren 
Teams, die dort arbeiten (Anm. 
d. Red.: die Mehrheit dieser Län-
der liegt in Afrika). Wenn wir 
Washington verlassen, hat dies 
aber vor allem einen Einfluss auf 
unsere Haltung, unseren Blick-
winkel gegenüber den Kunden.

Was hat sich in der Arbeit der Weltbank 
mit den fragilen Ländern geändert?
Einerseits haben wir unser Vor-
gehen revidiert: Wir sind weg-
gekommen von der Strategie des 
«one size fits all» (Anm. d. Red.: 
standardisierte Lösungen), die 
oft kritisiert wurde. Die Regeln 
der Weltbank waren nicht auf 
die fragilen Länder abgestimmt. 
Wir haben sie gelockert und für 

«Rückschläge sind in der Entwicklung 
konfliktbetroffener Länder absolut nor-
mal und nicht als Misserfolg zu sehen.»
Foto : Weltbank

diese Länder «massgeschnei-
derte» Bedingungen aufgestellt. 
Damit können wir rascher han-
deln, Abläufe vereinfachen, bes-
ser auf Notsituationen reagieren 
und die Entwicklung der Risiken 
berücksichtigen.

Ist diese Flexibilität an politische For-
derungen gebunden, beispielsweise an 
mehr Demokratie?
Nein, wir stellen keine starren 
Bedingungen. Die Arbeit der 
Weltbank ist nicht politisch. Un-
sere Aufgabe ist es, die Entwick-
lung dieser Länder in den Pro-
zessen zu unterstützen, die sie 
gewählt haben.

Wo lässt sich die Arbeit des Zentrums 
noch optimieren?
Wir müssen lernen, die Dimen-
sion «Konflikt und Fragilität» in 
sämtliche Etappen unserer Arbeit 
einzubeziehen. Beim Bau einer 
Strasse sollten wir zum Beispiel 
auch darauf achten, dass sich 
damit Gemeinschaften annä-
hern, die vielleicht verfeindet 
waren. Oder für die Arbeiten ehe-
malige Kämpfer anstellen. Kurz: 
Wir sollten diese Dimension stets 

hauptsächlich um den Schutz von 
Frauen in Konflikten und die Förde-
rung der Geschlechtergleichstellung 
beim Wiederaufbau. Die UNICEF wie-
derum handelt traditionell bei Kri-
sen, da Kinder von allen Risikogrup-
pen am verletzlichsten sind. Sie agiert 
an der Schnittstelle vielfältiger Berei-
che, wie Ernährung, Bildung, Gesund-
heit, sozialer Schutz und Achtung des 
Rechts. Die Organisation hat entschie-
den, den Schwerpunkt seit 2014 auf die 
Widerstandsfähigkeit zu legen, d. h. 
die Fähigkeit, Schocks standzuhalten 
und sich davon zu erholen. In Kenia 
lancierten UNICEF und Regierung 
nach wiederholten Dürren ein «lang-
fristiges humanitäres» Programm für 
Kinderernährung.

Gemeinsame Aktionen
Der Grundsatz der UNO, alle ihre Leis-
tungen aufeinander abzustimmen 
(«delivering as one»), hat den «Resident 
Coordinators» mehr Verantwortung 
zugetragen, da sie alle UNO-Aktivitä-
ten in den einzelnen Ländern koor-
dinieren. Ist die UNO nicht mit einer 
Friedensoperation vor Ort, so über-
nimmt die Vertreterin oder der Vertre-
ter des UNDP diese Rolle. Für die fra-
gilen Länder hat dies den Vorteil, dass 
sie sich stets an denselben Ansprech-
partner wenden können. Wenn eine 
UNO-Friedensoperation präsent ist, 
sollen gemäss einer Anweisung von 
UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon 
aus dem Jahr 2012 die Hauptabteilung 
Friedenssicherungseinsätze und das 
UNDP gemeinsam die Verantwortung 
für die Bereiche Polizei, Justiz und 
Strafvollzug übernehmen. Auf diese 
Weise kann die Wiederherstellung 
der Sicherheit schnell und wirksam 
unterstützt werden. Die Schweiz un-
terstützte diese Koordinierungsstelle 
oder «Global Focal Point», wie es die 
UNO nennt, als erstes Land, bevor wei-
tere Geber folgten. Die Stelle kann Be-
rater vor Ort anbieten, Bedarfsanaly-
sen durchführen, Personal ausbilden, 
die Mittelbeschaffung unterstützen 
und das Eingreifen von UNO-Sonderor-
ganisationen beantragen. Das Ziel be-
steht weiterhin darin, rasch dafür zu 
sorgen, dass das Recht wieder durch-
gesetzt wird. In Somalia zum Beispiel 
wird dank dieser Zusammenarbeit 
und der Beteiligung mehrerer finan-
zieller und operativer multilatera-
ler Partner demnächst ein neuartiges 
Programm zur Wiederherstellung der 
Rechtsstaatlichkeit beginnen. 

http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/PROJECTS/STRATEGIES/EXTLICUS/0,,contentMDK:22979282~menuPK:8150332~pagePK:64171531~piPK:64171507~theSitePK:511778,00.html
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Armut ist ein typisches Merkmal 
fragiler Staaten. Inzwischen ver-
fügt jedoch die Hälfte der 48 Län-
der, die die OECD 2012 als fra-
gil einstufte, über ein mittleres 
Einkommen. Die ursprüngliche 
Definition der Weltbank – «Low-
Income Countries Under Stress» 
– trifft auf sie nicht mehr zu. Für 
Martina Schwab, Programmbe-
auftragte beim SECO, «bedeutet 
dies, dass ein Land wohlhaben-
der werden kann, ohne die Re-
gierungsführung zu verbessern 
und die Ursachen der Fragili-
tät anzugehen.» Gewisse der in 
dieser Statistik aufgestiegenen 
Länder sind reich an Rohstoffen. 
Diese machen den Hauptteil der 
Einkünfte aus, können aber auch 
Konflikte auslösen oder verlän-
gern. Laut Weltbank verfügen 
80% der fragilen und konflikt-
betroffenen Länder über solche 
Ressourcen. Aufgrund der hohen 
Risiken gibt es ausserhalb des 
Rohstoffsektors kaum ausländi-
sche Direktinvestitionen.

Das SECO hat keine spezifi-
schen Programme für fragile 
Staaten mit mittlerem Einkom-
men, sondern unterstützt In-
itiativen zur Schaffung von 

Rahmenbedingungen, die der 
wirtschaftlichen Entwicklung 
förderlich sind, insbesondere 
über die multilateralen Partner-
organisationen. Neben der Stär-
kung der Institutionen geht es 
primär darum, die Privatwirt-
schaft zu diversifizieren und auf 
die Weltmärkte auszurichten. 
Ziel ist es, die Verwundbarkeit 
der Länder zu verringern und 
ihre Widerstandsfähigkeit ge-
genüber externen Schocks wie 
der Finanz- und Ernährungs-
krise von 2008 zu erhöhen.

Deshalb unterstützt die Schweiz 
Projekte der regionalen Entwick-
lungsbanken und der Weltbank 
(namentlich die für den Privat-
sektor zuständige International 
Finance Corporation), die darauf 
abzielen, den gesetzlichen und 
politischen Rahmen zu reformie-
ren, Instrumente und Kapazitä-
ten für transparente öffentliche 
Finanzen zu entwickeln oder den 
Zugang zu Krediten zu erleichtern. 
«Ein schnelles Wachstum kann 
Spannungen und Ungleichheiten 
zur Folge haben», erklärt Martina 
Schwab. «Die Schweiz engagiert 
sich in solchen Situationen dafür, 
dass alle profitieren.» 

Prospektive

Fragile Länder sind nicht 
immer arm

verbessern. In der Demokratischen Re-
publik Kongo oder in Somalia haben wir 
zum Beispiel eines unserer Teams in die 
UNO integriert und profitieren so von 
der Sicherheitspräsenz der UNO.

Die fragilen Länder haben ganz ein-
fach nicht die Mittel, um mit allen 
Entwicklungsorganisationen einzeln 
zu arbeiten. Denn das braucht Zeit und 
ist aufwändig. Deshalb müssen wir zu-
erst die Zusammenarbeit untereinan-
der verbessern.

Wo liegen im Moment Ihre absoluten 
Prioritäten?
Wir wollen die Wirksamkeit steigern. 
Im nächsten IDA-17-Fonds für die Ärms-
ten wird der Anteil für die fragilen 

vor Augen haben. Hier können wir 
noch Fortschritte machen.

Die andere Herausforderung besteht 
darin, unsere Regeln weiterzuentwi-
ckeln und unsere Teams vor Ort für 
diesen kontinuierlichen Wandel zu 
sensibilisieren.

Wie sieht die Zusammenarbeit mit den an-
deren multilateralen und bilateralen Akteu-
ren aus?
Sie ist zentral, und ich muss sagen, dass 
uns die Schweiz hier enorm hilft mit 
ihrem Beitrag zum Fonds der UNO und 
der Weltbank zugunsten von Partner-
schaften in fragilen Staaten. Dank die-
sem Fonds können wir die Zusammen-
arbeit zwischen Weltbank und UNO 

Staaten um 50% steigen. Uns wird 
damit mehr Geld zur Verfügung stehen, 
und wir sind erfreut und stolz, dass die 
Geberländer – darunter die Schweiz – 
uns dieses Vertrauen schenken. Wir 
haben deshalb die Pflicht, dieses Geld 
noch wirksamer einzusetzen.

Wie?
Indem wir unsere Teams ausbilden, 
hier in Nairobi oder in ihrem Land. 
Indem wir da sind, wenn sie uns brau-
chen, und vor Ort gehen und ihnen hel-
fen, ihre Probleme zu lösen. Angesichts 
des instabilen Umfelds ist es für die lo-
kalen Teams schwierig, alles zu planen. 
Deshalb müssen wir rasch reagieren. 
Schliesslich müssen wir versuchen, das 
Know-how zu den Leuten zu bringen. 
Wir haben insbesondere Instrumente 
zum Wissensaustausch entwickelt, wie 
die neue Internetplattform Hive.

Wie sehen Sie die Entwicklung für diese 
Länder in den kommenden zehn Jahren? 
Wir dürfen nicht innerhalb weniger 
Jahre Ergebnisse erwarten. Die Arbeit 
in fragilen und konfliktbetroffenen 
Staaten ist langwierig und anspruchs-
voll. Häufig macht man einen Schritt 
nach vorn, dann aber zwei oder sogar 
drei zurück. Stets besteht auch die 
Gefahr von Rückschlägen. Im Rück-
blick sind diese sehr häufig, sie gehö-
ren zum Prozess und dürfen nicht als 
Misserfolg gewertet werden.

Aber haben Sie keine konkreten Ziele für 
diese Länder?
Die Staaten erarbeiten selber Entwick-
lungsziele, und wir unterstützen sie. 
Wir müssen unsere Erwartungen an-
passen und anders denken, eher in Ge-
nerationen. Wenn wir die letzten 50 
Jahre anschauen, zeigt sich, dass selbst 
Länder, die alles richtig machten und 
den Weg aus der Fragilität schafften, 
beispielsweise Bangladesch, 20 bis 25 
Jahre benötigten, um in die nächste 
Kategorie aufzusteigen, d. h. zu den 
Ländern mit «niedrigem Einkommen».

Deshalb müssen wir langfristig in die-
sen Ländern präsent bleiben. Allzu 
häufig kommen die Geber in einer Krise 
und gehen danach gleich wieder. Der 
Südsudan ist dafür ein gutes Beispiel.

Wenn wir die extreme Armut in der 
Welt bis 2030 beseitigen wollen, müs-
sen wir gerade in den fragilen Ländern 
handeln, denn dort konzentriert sich 
die extreme Armut immer mehr. 

http://www.worldbank.org/en/news/press-release/2013/12/17/world-bank-fight-extreme-poverty-record-support
http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/PROJECTS/STRATEGIES/EXTLICUS/0,,contentMDK:23349422~menuPK:9082974~pagePK:64171531~piPK:64171507~theSitePK:511778,00.html
http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/PROJECTS/STRATEGIES/EXTLICUS/0,,contentMDK:23349422~menuPK:9082974~pagePK:64171531~piPK:64171507~theSitePK:511778,00.html
https://worldbankhive.logicaladvantage.com/_layouts/WBHive/Buzz.aspx

